
Satzung 

 

§ 1 Name und Sitz des Vereins, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „CSD Offenbach“. Er soll in das Vereinsregister 

eingetragen werden und führt danach den Zusatz „e. V.“. 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Offenbach am Main. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Zweck, Ziel und Gemeinnützigkeit des Vereins 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnitts „Gemeinnützige Zwecke“ der Abgabenordnung. 

(2) Der Zweck des Vereins ist der Einsatz für Menschen, die sich als LGBTQIA+1 

identifizieren, bei der Verwirklichung ihrer Teilhabe am gesellschaftlichen 

Leben in all seinen Ausprägungen und der Einsatz für eine gesellschaftliche 

und rechtliche Gleichberechtigung. Dazu wird eine jährliche Demonstration mit 

begleitendem Kulturprogramm (genannt Christopher Street Day, kurz CSD) in 

Offenbach organisiert und durchgeführt. 

Ebenfalls verwirklicht der Verein seinen Zweck durch: 

a. Die Durchführung weiterer eigener Veranstaltungen bzw. dem Mitwirken 

bei anderen Veranstaltungen, die dem Zweck des Vereins dienen. 

b. Abgabe öffentlicher Stellungnahmen zu Fragen, die die Zwecke des 

Vereins betreffen. 

c. Aufnahme und Förderung des Meinungsaustausches mit anderen 

Personen, Vereinen, Verbänden und Institutionen im Sinne der in der 

Satzung festgeschriebenen Ziele des Vereins. 

(3) Das Ziel des Vereins ist es Vorurteilen, Diskriminierung und Stereotypen 

gegenüber LGBTQIA+ entgegenzuwirken. 

(4) Der Verein ist parteipolitisch und konfessionell unabhängig und neutral. 

(5) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie 

eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(6) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 

werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des 

Vereins. 

(7) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergünstigungen begünstigt werden. 

 
1 LGBTQIA+ steht für Lesbisch, Gay (auf deutsch: schwul), Bisexuell, Transgender, Queer, 
Intersexuell, Asexuell und das + steht für weitere Identitäten, die nicht explizit in den Abkürzungen 
enthalten sind, aber Teil der Community sind 



§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. 

(2) Juristische oder natürliche Personen können dem Verein auch mit einer 

Fördermitgliedschaft beitreten. 

(3) Die Aufnahme in den Verein ist in Textform beim Vorstand zu beantragen. Bei 

Minderjährigen ist der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter*innen 

zu stellen. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem 

Ermessen mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden. Ein Aufnahmeanspruch 

besteht nicht. Eine Ablehnung des Antrags muss er gegenüber dem*der 

Antragsteller*in nicht begründen.  

(4) Mitglied kann nicht werden, wer einer Partei oder Vereinigung angehört, die 

den genannten Grundsätzen und Werten widerspricht. 

(5) Die*Der Antragsteller*in kann dagegen Berufung bei der nächsten 

Mitgliederversammlung einlegen. Die Mitgliederversammlung beschließt dann 

abschließend über die Aufnahme. 

(6) Auf Vorschlag des Vorstandes kann die Mitgliederversammlung Mitglieder 

oder sonstige Personen, die sich um den Verein besonders verdient gemacht 

haben, zu Ehrenmitgliedern auf Lebzeit ernennen.  

 

§ 3a Ehrenmitgliedschaft 

(1) Ehrenmitglieder werden auf Vorschlag des Vorstands durch die 
Mitgliederversammlung ernannt. 

(2) Ehrenmitglieder sind natürliche Personen, die sich um den Vereinszweck 
innerhalb des Vereins oder außerhalb des Vereins in einer besonderen Weise 
verdient gemacht haben. Sie besitzen alle Rechte und Pflichten, sind jedoch 
beitragsfrei. 

(3) Die Ernennung zum Ehrenmitglied erfolgt in der Regel auf Lebenszeit; eine 
Aberkennung kann aus begründetem Anlass durch Beschluss der 
Mitgliederversammlung erfolgen. 
 

§ 3b Fördermitgliedschaft   

(1) Fördermitglied kann jede natürliche Person, die das 18. Lebensjahr vollendet 
hat, oder juristische Person mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland 
werden.  

(2) Fördermitglieder haben keine Mitgliederrechte.  
(3) Für die Aufnahme gelten die Regeln über die Aufnahme ordentlicher 

Mitglieder entsprechend. 



§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Tod, Austritt oder Ausschluss. 

(2) Der Austritt ist in Textform gegenüber dem Vorstand zu erklären. Der Austritt 

kann nur mit einer Frist von drei Monaten zum Ende des Geschäftsjahres 

erklärt werden. 

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein 

ausgeschlossen werden, wenn es 

a. schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in 

schwerwiegender Weise schädigt oder 

b. mehr als drei Monate mit der Zahlung seiner Aufnahmegebühr oder 

ihrer*seiner Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist und trotz Mahnung in 

Textform unter Androhung des Ausschlusses die Rückstände nicht 

eingezahlt hat. 

Dem Mitglied ist Gelegenheit zu geben, in der Mitgliederversammlung zu den 

Gründen des Ausschlusses Stellung zu nehmen. Diese sind ihr*ihm 

mindestens zwei Wochen vor der Mitgliederversammlung mitzuteilen. 

 

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Jedes Mitglied hat das Recht, die Einrichtungen des Vereins zu nutzen und an 

gemeinsamen Veranstaltungen teilzunehmen.  

(2) Alle Mitglieder haben in den Mitgliederversammlungen das Stimm- sowie das 

aktive und passive Wahlrecht. Nicht volljährige Mitglieder benötigen zur 

Ausübung des passiven Wahlrechts die Einwilligung der*des gesetzlichen 

Vertreterin*s. 

(3) Alle Mitglieder nach Vollendung des 16. Lebensjahres haben das Recht, dem 

Vorstand und der Mitgliederversammlung Anträge zu unterbreiten. 

(4) Die Mitglieder sind verpflichtet, die Vereinssatzung anzuerkennen, die Zwecke 

des Vereins zu fördern und zu unterstützen, die festgesetzten 

Mitgliedsbeiträge rechtzeitig zu entrichten sowie die Anordnungen des 

Vorstands und die Beschlüsse der Mitgliederversammlung zu respektieren. 

(5) Die Mitglieder sind verpflichtet, den Verein laufend über Änderungen in den 

folgenden persönlichen Verhältnissen in Textform zu informieren: 

a) die Mitteilung von Anschriftenänderungen (auch der E-Mail-Adresse), 

b) die Mitteilung von Änderungen der Bankverbindung bei der 

Teilnahme am Einzugsverfahren. 

(6) Entstehen einem Mitglied Nachteile, weil es seine Mitteilungspflichten 

gegenüber dem Verein nicht erfüllt hat, so erwachsen daraus keine Ansprüche 

gegen den Verein. 

(7) Entstehen dem Verein Nachteile oder ein Schaden, weil das Mitglied seinen 

Pflichten nach § 5 Abs. 5 und § 6 dieser Satzung nicht nachgekommen ist, so 

ist das Mitglied dem Verein gegenüber zum Ausgleich verpflichtet. 



(8) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, 

insbesondere regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in 

ihren*seinen Kräften steht, das Vereinsleben durch ihre*seine Mitarbeit zu 

unterstützen. 

§ 6 Mitgliedsbeiträge 

(1) Jedes Mitglied hat im Voraus fällig werdende Mitgliedsbeiträge zu entrichten. 

(2) Die Art und Höhe der Mitgliedsbeiträge werden von der 

Mitgliederversammlung festgelegt. 

(3) Der Mitgliedsbeitrag wird mit Beitritt des Vereins sofort für das laufende Jahr 

anteilig fällig. Für jeden Restmonat des Jahres wird 1/12 des 

Mitgliedsbeitrages berechnet. In den Folgejahren wird der Jahresbeitrag zum 

01. Januar vom Konto eingezogen. 

(4) Ehrenmitglieder sind von den Mitgliedsbeiträgen befreit. 

 

§ 7 Finanzielle Mittel des Vereins 

(1) Der Verein finanziert sich aus: 

a. Mitgliedsbeiträgen, deren Höhe die Mitgliederversammlung festlegt 

b. Spenden 

c. Zuwendungen 

d. Zuschüsse von Dritten 

e. Sonstige Einnahmen 

(2) Bei finanziellen Härten können Mitglieder beim Vorstand einen Antrag auf 

Beitragsbefreiung für ein Jahr stellen. Über die Gewährung entscheidet der 

Vorstand mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden. Ein Widerspruch gegen 

diese Entscheidung wäre über die nächste Mitgliederversammlung möglich. 

Diese entscheidet dann final über den Antrag mit einfacher Mehrheit aller 

anwesenden Mitglieder.  

 

§ 8 Organe des Vereins 

(1) Organe des Vereins sind:  

a. Der Vorstand, inkl. Beisitzer*innen  

b. Die Mitgliederversammlung 

 

§ 9 Vorstand 

(1) Der gewählte Vorstand ist der geschäftsführende Vorstand des Vereins. 

(2) Der Vorstand besteht aus  

• der*dem Vorsitzenden,  

• ihrer*seiner Stellvertreter*in und  

• der*dem Schatzmeister*in. 



(3) Die Mitgliederversammlung kann bis zu drei Beisitzer*innen in den Vorstand 

wählen, die bei Entscheidungen im Vorstand stimmberechtig, zur Vertretung 

des Vereins jedoch nicht berechtigt sind. 

(4) Die*Der Vorsitzende, ihr*sein Stellvertreter*in vertreten den Verein jeweils 

allein. 

(5) Die*Der Schatzmeister*in übernimmt alle Pflichten und Aufgaben rund um das 

Thema Finanzen im Verein. 

(6) Den Mitgliedern des Vorstandes wird keine Vergütung bezahlt. 

(7) In den Vorstand können nur Vereinsmitglieder gewählt werden. 

(8) Fördermitglieder können nicht in den Vorstand gewählt werden. 

(9) Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzulässig. In 

Ausnahmefällen bei fehlender Besetzung eines oder mehrerer 

Aufgabenbereiche nicht besetzter Vorstandsämter übernehmen die 

Vorsitzenden diese, bis ein Mitglied für das Amt kommissarisch bestellt oder 

von der Mitgliederversammlung gewählt wird. 

(10) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 

zwei Jahren gewählt. Die Amtszeit des Vorstands beginnt mit der Wahl, er 

bleibt jedoch nach Ablauf der Amtszeit bis zu einer Neuwahl im Amt. Wählbar 

sind nur Vereinsmitglieder, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Die 

Wiederwahl ist zulässig. 

(11) Scheidet ein Mitglied des Vorstands vorzeitig aus, so bestellt der 

Vorstand aus dem Kreis der Vereinsmitglieder einen Nachfolger für die 

Amtszeit bis zur nächsten Mitgliederversammlung. 

(12) Der Vorstand ist an die Beschlüsse der Mitgliederversammlung 

gebunden. 

 

 

§ 10 Aufgaben des Vorstands 

Dem Vorstand des Vereins obliegen die Vertretungen des Vereins nach § 26 BGB 

und die Führung seiner Geschäfte. Der Vorstand hat insbesondere folgende 

Aufgaben: 

1) die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen, 

2) die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung, 

3) die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung eines 

Jahresberichts, 

4) die Aufnahme neuer Mitglieder. 

 

 



§ 11 Beratung und Beschlussfassung des Vorstands 

(1) Der Vorstand tritt nach Bedarf zusammen. Die Sitzungen werden von der*vom 

Vorsitzenden*m, bei dessen Verhinderung von ihrer*seiner Stellvertreter*in, 

einberufen. Eine Einberufungsfrist von einer Woche soll eingehalten werden. 

Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Mitglieder anwesend 

sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen 

gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der*des 

Vorsitzenden, bei ihrer*dessen Verhinderung die ihrer*seiner Stellvertreter*in. 

(2) Die Beschlüsse des Vorstands sind zu protokollieren. Im Anschluss wird das 

Protokoll allen im Vorstand zur Prüfung zur Verfügung gestellt. Nach einer 

Frist von 14 Tagen gilt das Protokoll, wenn kein Widerspruch eingeht, als 

angenommen. 

 

§12 Kassenprüfer*innen 

(1) Die Mitgliederversammlung wählt mindestens eine*n oder bis zu zwei 

Kassenprüfer*innen, die nicht Mitglied des Vorstandes sein dürfen.  

(2) Die Kassenprüfer*innen werden von der Mitgliederversammlung für einen 

Zeitraum von zwei Jahren gewählt. 

(3) Die Kassenprüfer*innen haben die Finanzen und Kasse des Vereines jährlich 

zu prüfen und der Mitgliederversammlung darüber Bericht zu erstatten. 

 

§ 13 Aufgaben der Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die Entscheidung in folgenden 

Angelegenheiten: 

1) Änderung der Satzung, 

2) die Festsetzung der Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge, 

3) die Ernennung von Ehrenmitgliedern sowie der Ausschluss von 

Mitgliedern aus dem Verein, 

4) die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstands, 

5) die Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des 

Vorstands, 

6) die Auflösung des Vereins. 

 

§ 14 Einberufung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung besteht aus: 

a. Stimmberechtigten Mitgliedern und Ehrenmitgliedern (jeweils mit einer 

Stimme) 

b. Fördermitgliedern und Gästen (keine Stimme) 

c. Vertreter*innen von Organisationen (keine Stimme) 



(2) Mindestens einmal im Jahr ist vom Vorstand eine ordentliche 

Mitgliederversammlung einzuberufen. Die Einberufung erfolgt in Textform 

unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen und unter Angabe der 

Tagesordnung. 

(3) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis 

spätestens eine Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand in 

Textform eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen. Über den Antrag 

entscheidet der Vorstand. Über die Anträge zur Tagesordnung, die vom 

Vorstand nicht aufgenommen wurden oder die erstmals in der 

Mitgliederversammlung gestellt werden, entscheidet die 

Mitgliederversammlung mit der Mehrheit der Stimmen der anwesenden 

Mitglieder; dies gilt nicht für Anträge, die eine Änderung der Satzung, 

Änderung der Mitgliedsbeiträge oder die Auflösung des Vereins zum 

Gegenstand haben. 

(4) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, 

wenn es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn mindestens ein 

Zehntel der Mitglieder dies in Textform unter Angabe des Zwecks und der 

Gründe beantragt. 

 

§ 15 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird von der*dem Vorsitzenden des Vorstands, bei 

ihrer*seiner Verhinderung von ihrer*seiner Stellvertreter*in und bei ihrer*seiner 

Verhinderung von einer*m durch die Mitgliederversammlung zu wählenden 

Versammlungsleitung geleitet. 

(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf 

Vereinsmitglieder anwesend sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand 

verpflichtet, innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit 

der gleichen Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die 

Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung 

hinzuweisen. 

(3) Die Mitgliederversammlung beschließt in offener Abstimmung mit der 

einfachen Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder. (Eine Enthaltung 

zählt als Nein.) 

(4) Jedes stimmberechtigte Mitglied hat eine Stimme. 

(5) Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden.  

(6) Kann bei Wahlen kein*e Kandidat*in die Mehrheit (mind. 50%) der Stimmen 

der anwesenden Mitglieder auf sich vereinen, ist gewählt, wer die Mehrheit der 

abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat (Enthaltungen zählen nicht mit); 

zwischen mehreren Kandidat*innen mit gleicher Stimmenanzahl ist eine 

Stichwahl durchzuführen. Führt auch diese Stichwahl (max. 3 Durchgänge) zu 

keinem Ergebnis, dann entscheidet das Los. 

(7) Beschlüsse über eine Änderung der Satzung bedürfen der Mehrheit von drei 

Vierteln der anwesenden Mitglieder.  



(8) Der Beschluss  über die Auflösung des Vereins benötigt die Zustimmung von 

neun Zehnteln der anwesenden Mitglieder. 

(9) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist 

ein Protokoll zu fertigen, das von der*dem Protokollführer*in und der 

Versammlungsleitung zu unterschreiben bzw. digital zu signieren ist. 

 

§ 16 Auflösung des Vereins  

(1) Im Falle der Auflösung des Vereins sind die*der Vorsitzende des Vorstands 

und ihre*sein Stellvertreter*in gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren, 

falls die Mitgliederversammlung keine andere Person beruft. 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall 

steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die AIDS-Hilfe 

Offenbach e. V., die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige oder 

mildtätige Zwecke zu verwenden hat. Die Entscheidung hierüber fällt die 

Mitgliederversammlung.  

 

§ 17 Salvatorische Klausel 

(1) Sollte eine der vorgenannten Bestimmungen unwirksam sein oder werden, soll 

nicht die gesamte Satzung unwirksam sein, sondern es soll die unwirksame 

Bestimmung durch eine Bestimmung ersetzt werden, die ihrem inhaltlichen 

und wirtschaftlichen Zweck am nächsten kommt. 

(2) Sollten Regelungen in der Satzung fehlen, dann gelten stattdessen die 

gesetzlichen Regelungen der Bundesrepublik Deutschland. 

 

Beschlossen auf der Mitgliedersammlung: 

Offenbach, den 12.05.2026 
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